
25.1.6 Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr 

und ihre Hinterbliebenen (Soldatenversorgungsgesetz - SVG) 

Vom 16.09.2009 (BGBl I 2009, 3054), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I 

S, 1514) 

Zweiter Teil Berufsförderung und Dienstzeitversorgung 

Abschnitt I Berufsförderung und Dienstzeitversorgung der Soldaten auf Zeit, 

Berufsförderung der Grundwehrdienst nach § 5 oder freiwilligen Wehrdienst nach 

Abschnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes Leistenden 

5. Eingliederung in das spätere Berufsleben 

d) Stellenvorbehalt 

§ 10 [Stellenvorbehalt] 

(1) Den Inhabern eines Eingliederungsscheins oder Zulassungsscheins sind vorzubehalten  

1. bei Einstellungen in den Vorbereitungsdienst bei den Einstellungsbehörden des Bundes, der Länder, 

der Gemeinden (Gemeindeverbände) mit mehr als 10 000 Einwohnern sowie anderer Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit jeweils mehr als 20 planmäßigen Beamtenstellen 

oder entsprechenden durch Angestellte zu besetzenden Stellen mit Ausnahme der öffentlich-

rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Verbände jede sechste Stelle bei der Einstellung für den 

einfachen und mittleren Dienst und jede neunte Stelle bei der Einstellung für den gehobenen Dienst, 

2. von den durch Angestellte zu besetzenden freien, frei werdenden und neu geschaffenen Stellen des 

Bundes, der Länder, der Gemeinden (Gemeindeverbände) mit mehr als 10 000 Einwohnern sowie 

anderer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit jeweils mehr als 20 

planmäßigen Beamtenstellen oder entsprechenden durch Angestellte zu besetzenden Stellen mit 

Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Verbände jeweils jede zehnte 

Stelle innerhalb der Vergütungsgruppen IX bis X oder Kr. I, Vc bis VIII oder Kr. II bis Kr. VI und III 

bis Va/b oder Kr. VII bis Kr. X des Bundes-Angestelltentarifvertrages oder der entsprechenden 

Vergütungsgruppen anderer Tarifverträge, wenn diese Stellen nicht einem vorübergehenden Bedarf 

dienen. 

Soweit eine Einstellung nicht unmittelbar in ein Beamtenverhältnis oder ein Angestelltenverhältnis im 

Sinne des Satzes 1 vorgesehen, sondern zunächst ein vorgeschaltetes Ausbildungsverhältnis zu 

durchlaufen ist, sind an Stelle der nach Satz 1 vorzubehaltenden Stellen in entsprechender Anzahl 

Stellen bei Einstellungen in die vorgeschalteten Ausbildungsverhältnisse vorzubehalten. Wird die 

Ausbildung für eine Beamtenlaufbahn ausschließlich in einem anderen Ausbildungsverhältnis als dem 

eines Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst durchgeführt, gilt bei Einstellungen in dieses 

Ausbildungsverhältnis Satz 1 Nummer 1 entsprechend.  

(…) 

Abschnitt IV Gemeinsame Vorschriften für Soldaten und ihre Hinterbliebenen 

9. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und 

Erwerbsersatzeinkommen 



§ 53 [Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen] 

(…) 

(6) Nach Ablauf des Monats, in dem der Versorgungsberechtigte die für Bundesbeamte geltende 

Regelaltersgrenze nach § 51 Absatz 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes erreicht, gelten die Absätze 1 

bis 5 nur für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst 

(Verwendungseinkommen). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des deutschen öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die 

Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden. Der 

Verwendung im öffentlichen Dienst steht gleich die Verwendung im öffentlichen Dienst einer 

zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körperschaft oder ein Verband im 

Sinne des Satzes 2 durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. 

Ob die Voraussetzungen zutreffen, entscheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder des 

Versorgungsberechtigten das Bundesministerium der Verteidigung im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium des Innern.  

(…) 

Abschnitt VII Anrechnung sonstiger Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

§ 66 [Dienstzeiten bei Religionsgesellschaften, Parteien, kommunalen Spitzenverbänden] 

Die Zeit, während der ein Berufssoldat nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor seinem Eintritt in 

die Bundeswehr  

1. hauptberuflich im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften oder ihrer Verbände (Artikel 

140 des Grundgesetzes) oder im öffentlichen oder nichtöffentlichen Schuldienst oder 

(…) 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. 

 


